
Es ist nicht unsere Aufgabe, ideologische Probleme zwi­
schen verschiedenen sozialistischen Ländern zu behan­
deln, wie es heute ein Delegierter getan hat.
Dagegen möchte ich eine andere Frage stellen: Wer 
hilft den Völkern Afrikas, Asiens und Lateinamerikas? 
Wer ist ihr Freund? Nicht derjenige, der ihnen abstrakte 
Thesen predigt, die mit der Wirklichkeit nicht überein­
stimmen und niemandem nützen. Ihr Freund ist viel­
mehr, wer ihnen Wege zeigt, Armut, Unwissenheit und 
Krankheit unter ihren Völkern zu überwinden. Ihr 
Freund ist, wer mit positiven Taten und nicht nur mit 
klingenden Worten ihren Kampf um ein besseres 
Leben und ökonomische Unabhängigkeit unterstützt. 
Der Freund dieser Völker — das sind die Sowjetunion 
und die anderen sozialistischen Länder, die in ihren 
Beziehungen zu den Völkern aller Kontinente gerade 
diesen Weg gehen.
Unsere Aufgabe als Juristen ist es, unsere Freunde in 
Afrika, Asien und Lateinamerika mit den Mitteln des 
Rechts zu unterstützen, damit sie schneller vorwärts­

schreiten können. Unsere Aufgabe ist es, mit unserem 
Wissen und all unseren Möglichkeiten denen zu helfen, 
die wegen ihres Kampfes für Freiheit und nationale 
Unabhängigkeit von den Imperialisten und von un­
demokratischen Kräften des eigenen Landes verfolgt 
werden. Unsere Aufgabe ist es, die Prinzipien des 
internationalen Rechts denen gegenüber durchzusetzen, 
die sie mit Füßen treten.
Bei allen unterschiedlichen Auffassungen müssen des­
halb in der Arbeit der IVDJ die gemeinsamen Ziele im 
Vordergrund stehen:
Das Völkerrecht in den Dienst des Friedens und der 
friedlichen Koexistenz zu stellen, rechtliche Formen 
zur Sicherung des Friedens und zur Stärkung der öko­
nomischen Zusammenarbeit zu entwickeln, für die 
demokratischen Rechte und Freiheiten einzutreten und 
mit Hilfe des Rechts Kolonialismus und Neokolonialis­
mus zu bekämpfen. Die Juristen der DDR werden 
die IVDJ mit allen Kräften bei der Verwirklichung 
dieser edlen Ziele unterstützen.
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Strafrecht
Zweiter Teil, Erster Abschnitt, iv, B, Ziff. 3 und 4 des 
Rechtspflegeerlasses; § 200 StPO; § 1 StEG; § 223 a 
StGB; Beschluß des Plenums des Obersten Gerichts zu 
Fragen der Gewaltverbrechen vom 30. Juli 1963 (NJ 
1963 S. 538).
1. Die allseitige Erforschung der Persönlichkeit des An­
geklagten erfordert, daß das Gericht in der Hauptver­
handlung Vertreter des Kollektivs des Angeklagten 
dazu hört. Die bloße formale Aufforderung an das Kol­
lektiv, den Angeklagten zu beurteilen, widerspricht dem 
Rechtspflegeerlaß.
2. Unter Berücksichtigung der geringen Schwere der 
Tat, der Umstände, aus denen heraus sie begangen 
worden ist, und des bisherigen einwandfreien gesell­
schaftlichen Verhaltens des Angeklagten kann — ins­
besondere wenn die Voraussetzungen für die Über­
nahme einer Bürgschaft durch das Arbeitskollektiv 
vorliegen — auch bei gefährlicher Körperverletzung eine 
bedingte Verurteilung am Platze sein.
OG, Urt. vom 7. April 1964 - 5 Zst 4/64.

Das Kreisgericht verurteilte den Angeklagten wegen 
gefährlicher Körperverletzung (§§ 223, 223 a StGB) zu 
sechs Monaten Gefängnis und zu 62,70 DM Schadens­
ersatz. Auf die Berufung änderte das Bezirksgericht 
das Urteil des Kreisgerichts dahin ab, daß der Ange­
klagte zum Schadensersatz in Höhe von 12,70 DM ver­
urteilt wurde; im übrigen wurde die Berufung zurück­
gewiesen.
Der Entscheidung des Bezirksgerichts liegen im wesent­
lichen folgende Feststellungen zugrunde:
Der 19 Jahre alte Angeklagte ist Elektriker und Mit­
glied einer Produktionsgenossenschaft des Handwerks. 
Er ist einer der fachlich besten Arbeiter und gehört 
der Gütekontrollkommission an.
Am 8. August 1963 gegen 23 Uhr sah der Angeklagte 
drei Radfahrer die Straße entlangkommen, von denen 
zwei nebeneinander fuhren. Er rief ihnen zu, daß sie 
hintereinander fahren müßten. Ihm wurde erwidert, 
das wüßten sie allein, beim nächsten Mal würden sie 
es tun. Nachdem die Radfahrer in die K.-Straße ein­
gebogen waren, fuhren sie hintereinander. Der Ange­
klagte nahm an, daß er von den Radfahrern beschimpft 
worden sei. Deshalb entschloß er sich, mit seinem 
Moped hinter ihnen herzufahren und mit einem Kabel­
ende auf sie einzuschlagen. Als er an den zuletzt fah­
renden Zeugen A, herangekommen war, schlug er 
diesem mit einem Kabelende von etwa 50 cm Länge

und 1,5 cm Stärke auf den Kopf. Der Zeuge schrie auf 
und kam zu Fall. Dadurch konnten die anderen Zeu­
gen ausweichen. Der Angeklagte entfernte sich danach.
Durch den Schlag trug der Zeuge A. eine etwa zwei­
markstückgroße, sehr schmerzhafte, gerötete Schwel­
lung am Hinterkopf davon. Eine Woche litt er an er­
heblichen Kopfschmerzen.
Der Präsident des Obersten Gerichts hat die Kassation 
des Urteils des Bezirksgerichts beantragt. Er hat Ver­
letzung der §§ 200 StPO und 1 StEG gerügt. Der An­
trag hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Dem Kassationsantrag ist darin zuzustimmen, daß das 
Bezirksgericht der ihm obliegenden Verpflichtung, das 
Urteil des Kreisgerichts gewissenhaft zu überprüfen 
und diese Überprüfung mit einer konkreten Anleitung 
zur allseitigen Durchsetzung des Rechtspflegeerlasses 
zu verbinden, nicht nachgekommen ist. Die Rechtsmit­
telentscheidung orientiert das Kreisgericht vielmehr 
fehlerhaft im Hinblick auf die Anwendung von Frei­
heitsstrafen und legt außerdem den Beschluß des Ple­
nums des Obersten Gerichts zu Fragen der Gewaltver­
brechen vom 30. Juli 1963 (NJ 1963 S. 538 ff.) unrich­
tig aus.
Obwohl der Angeklagte mit der Berufungsschrift er­
neut vorgetragen hat, daß er von den Radfahrern be­
schimpft worden sei, und dafür auch Zeugen angegeben 
hat, hat das Bezirksgericht diese Behauptung als un­
wesentlich angesehen und die Auffassung vertreten, 
eine Beschimpfung des Angeklagten ändere nichts 
daran, daß dessen Tat äußerst brutal und rücksichtslos 
und damit ein Gewaltverbrechen sei, das nach den im 
Beschluß des Plenums des Obersten Gerichts zu Fragen 
der Gewaltverbrechen vom 30. Juli 1963 dargelegten 
Grundsätzen nicht mit einer bedingten Verurteilung 
bestraft werden könne. Dieser Auffassung kann nicht 
gefolgt werden.
Das Bezirksgericht stellt bei der Begründung, warum 
dem Zeugen A. kein Schmerzensgeld zugebilligt wer­
den kann, selbst in seinem Urteil fest, daß die ihm 
vom Angeklagten zugefügte Verletzung nur gering­
fügig und ohne bleibende Folgen war. Die geringe ob­
jektive Schwere der Tat spricht daher schon dagegen* 
daß der Angeklagte ein Gewaltverbrechen im Sinne des 
obengenannten Beschlusses begangen hat.
Zu beachten war auch, daß es sich nach den bisher 
von den Instanzgerichten getroffenen Feststellungen
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